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J neh alt. 


Zur Frage, ob der Anſpruch auf Armenunterſtützung auch ein 
Recht des Unterſtützungsbedürftigen involvire? 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Einbringung von Rückſtänden der ehemaligen Dominien an die beſtandenen 
Bezirkscaſſen liegt der politiſchen Behörde ob. 

Auf die Verjährung der Forderungen der Bezirkscaſſen (und deren Rechts⸗ 
nachfolger) gegenüber den ehemaligen Dominien hat das Privatrecht (a. b. G. B.) 
keinen beſtimmenden Einfluß. 

Entſcheidungen, in denen eine Kirche als Partei vorkommt, werden der 
Pfarrvorſtehung, beziehungsweife dem Pfarrer dieſer Kirche zugeſtellt. 

Zur Frage, ob ein nach früheren Geſetzen erworbenes Landes⸗Fabriksbefugniß von der 
Witwe des Befugnißbeſitzers unter dieſem Titel auf Grundlage des § 59 der 
Gewerbeordnunng fortgeführt werden dürfe. 

Notiz. 

Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Zur Frage, ob der Anſpruch auf Armenunterſtützung 
auch ein Recht des Unterſtützungsbedürftigen involuire? 


Bei der Handhabung der Verwaltung in Oeſterreich tritt zwar 
der durch das materielle Verwaltungsrecht meiſt ſchon beſtimmt gege⸗ 
bene Unterſchied zwiſchen Verwaltung und Verwaltungsjuſtiz noch 
nicht immer klar und namentlich deßhalb nicht ſichtlich hervor, weil 
dieſe beiden Aufgaben der Verwaltungsbehörden noch auf Grundlage 
desſelben Verfahrens gehandhabt werden. Nichtsdeſtoweniger find ſich 
die Verwaltungsbehörden, wie die Vorgänge in der Praxis bezeugen, 
des Unterſchiedes der nach außen hin gemengt erſcheinenden beider⸗ 
ſeitigen Functionen bei ihren Entſcheidungen meiſt nicht weniger be⸗ 
wußt, als dies in Staaten der Fall iſt, wo wenigſtens durch Normen 
des Verfahrens Verwaltung und Verwaltungsrechtſprechung auch 
nach außen hin als zwei principiell geſchiedene Thätigkeiten der Ver⸗ 
waltungsbehörden hervortreten. Deßhalb hat es auch bei uns ſchon 
eminenten Werth, ſich darüber allmälig klar zu wiſſen, welche im 
Verwaltungswege erhobenen Anſprüche, wenn das Geſetz darüber 
Zweifel läßt, ihrer Natur nach als Rechts anſprüche angeſehen wer⸗ 
den können. 

Das öſterreichiſche Heimatsgeſetz ſtatuirt für den Heimatsberech⸗ 
tigten den „Anſpruch“ auf Armenverſorgung (§ 1 des Geſetzes vom 
3. December 1863). In Baiern, wo die Geſetzgebung ſich desſelben 
Ausdruckes: „Anſpruch“ auf öffentliche Armenunterſtützung bedient, 
wollte in den „Blättern für adminiſtrative Praxis in Baiern“ “) aus 
dieſem geſetzlichen Ausdrucke ein Recht (im ſubjectiven Sinne) der 
Unterſtützungsbedürftigen dedueirt werden und gipfelte die diesfällige 
Deduction in folgenden Sätzen: 


) Band XXII, Nr. 2, von 1872. 


„Jedem Rechte entſpricht auch eine Pflicht, und umgekehrt. Der 
im Geſetze ſtatuirten Unterſtützungspflicht muß daher auch unter be⸗ 
ſtimmt gearteten Vorausſetzungen ein Recht auf Erfüllung dieſer 
Pflicht entfprechen. Beides, Anſpruch und Pflicht, haben hiebei ihren 
Grund in dem öffentlichen Intereſſe, in der allgemeinen Wohlfahrt.“ 

Dieſer Behauptung gegenüber finden wir in denſelben Blättern 
folgende Entgegnung: 

„Die öffentliche Armenunterſtützungspflicht beruht auf zwei 
Gründen; erſtens auf dem Grunde der Nützlichkeit, damit nicht Hun⸗ 
ger, Noth und Verwahrloſung die niederen Bevölkerungsclaſſen zur 
Störung der öffentlichen Ruhe und Ordnung treibe und ein ſtaats⸗ 
gefährliches Proletariat aufkommen laſſe, und zweitens auf dem Grunde 
der Sittlichkeit, weil die bürgerliche Geſellſchaft und der Staat es 
nicht geſchehen laſſen ſollen, daß menſchliche Weſen durch Hunger, 
Noth und Verwahrlosung phyſiſch und moraliſch untergehen, während 
man doch die Mittel hat, ihnen materiell aufzuhelfen. Dieſe beiden 
Gründe aber ſprechen nur für die Pflicht der öffentlichen Armen⸗ 
unterſtützung und in keiner Weiſe auch für ein Recht auf dieſelbe. 

Weſentlich verſchieden hievon ſind diejenigen Pflichten, welchen 
ein Recht desjenigen, zu deſſen Gunſten die Pflicht beſteht, entspricht, 
wie z. B. die Pflicht des Staates zur Entſchädigung der Quartter⸗ 
träger. Dieſe Pflicht beruht auf dem Rechtsgrunde, daß der Quartier⸗ 
träger eine Leiſtung erfüllt hat, welche der Geſammtheit der Staats⸗ 
angehörigen zu gute kam, und welche daher gerechterweiſe nicht von 
ihm allein zu tragen iſt, ſondern für welche er von der Staatscaſſe 
entſchädigt werden muß. 

Einem Quartierträger, welchem nicht die vorſchriftsmäßige Ent⸗ 
ſchädigung geleiſtet wird, geſchieht Unrecht, denn ſein Rechtsanſpruch 
auf die Entſchädigung wird durch die Nichtleiſtung derſelben verletzt; 
ein Hilfsbedürftiger aber, welcher eine geforderte Armenunterſtützung 
nicht erhält, erleidet dadurch kein Unrecht, denn obwohl der Gemeinde 
oder dem Staate die Pflicht obliegt, ihn zu unterſtützen, kann er 
keinen Rechtsgrund anführen, auf welchen er den Anſpruch auf feine 
Forderung gründen könnte. 8 

Nach dem baieriſchen Armengeſetze (Art. 43, Abſ. 1) ſind wohl 
die Streitigkeiten über die Vorausſetzungen der Armenunterſtützungs⸗ 
pflicht, alſo Streitigkeiten über Punkte, von welchen es abhängt, ob 
dieſe oder ob jene Gemeinde oder öffentliche Caſſe zur Unterſtützung 
des Hilfsbedürftigen als verpflichtet zu erachten ſei, im verwaltungs⸗ 
rechtlichen Proceßverfahren zu verhandeln. Aber die Frage, ob einem 
Hilfsbedürftigen überhaupt oder ob ihm in dieſer oder in jener Weiſe 
oder in dieſem oder in jenem Maße öffentliche Armenunterſtützung zu 
gewähren ſei, alſo die Frage über Gewährung oder Verweigerung, 
über die Art und das Maß der Unterſtützung, oder genauer ausge⸗ 
drückt, die Frage über die Erfüllung der öffentlichen Armenumter⸗ 
ſtützungspflicht iſt immer nur in dem rein adminiſtrativen Verfahren 
(Art. 42 baier. Armengeſetz) zu entſcheiden, und hiedurch ſtellt ſich 
die baieriſche Geſetzgebung ganz unzweifelhaft auf den Standpunkt der 
Nichtanerkennung eines Anſpruches auf öffentliche Armenunterſtützung; 
denn würde ſie einen ſolchen Anſpruch anerkennen, ſo müßte ſie noth⸗ 
wendig darüber nicht bloß adminiſtrativ, ſondern wie über jeden ver⸗ 


auf dem Gebiete der Armenpflege admi⸗ 
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niſtrativ⸗contentiös verhandeln laſſen. ) 
riſchen Geſetzgebung iſt ſicherlich correct, und auch wenn jemals ein 
Verwallungsgerichtshof eingeführt würde, wird dieſer Standpunkt nicht 
verlaſſen werden. Gewiß niemals wird ein Miniſter des Innern zu⸗ 
geben, daß die Hilfsbedürftigen mit ihren Beſchwerden wegen nicht 
gewährter oder nicht genügend gewährter öffentlicher Armenunterſtützung, 
alſo mit einem Anſpruche auf Erfüllung der öffentlichen Armenunter⸗ 
ſtüzungspflicht, vor einem Verwaltungsgerichtshofe proceſſirend auf⸗ 
treten. 

Der Staat erkennt die Pflicht der öffentlichen Armenunterſtützung 
als eine Pflicht der Gemeinden oder der ſonſtigen öffentlichen Caſſen 
an, er forgt vermittelſt der allgemeinen Staatsaufſicht dafür, daß dieſe 
Pflicht ſo weit als möglich überall gehörig erfüllt werde, und er läßt, 
da trotz der beftehenden Vorſchriften und der von Amtswegen geübten 
allgemeinen Staatsaufſicht gleichwohl in einzelnen Fällen eine Nicht⸗ 
erfüllung oder eine nicht genügende Erfüllung jener Pflicht vorkommen 
kann, auch Beſchwerden bezüglich derſelben zu. Da jedoch auch bei 
nicht gewährter oder nicht genügend gewährter öffentlicher Armenunter⸗ 
ſtüzung dem Hilfsbedürftigen niemals Unrecht geſchieht, und da es 
ſich alſo bei desfallſigen Beſchwerden immer nur um die Nichterfül⸗ 
lung einer Pflicht, niemals aber um die Verletzung eines Rechtes 
handelt, ſo bedarf die Behandlung dieſer Beſchwerden nicht der ſtren⸗ 
geren Formen und der äußeren Cautelen, deren die Rechtſprechung 
auch auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts bedarf, ſondern es genügt 
für dieſelben der gewöhnliche Geſchäftsgang welcher bei allen übrigen 
rein adminiſtrativen Angelegenheiten zur pflichtmäßigen Erfüllung der 
ſtaatlichen Obliegenheiten für genügend erachtet wird. 

Da ſonach die baieriſche Geſetzgebung in unſerer Frage unzwei⸗ 
felhaft den richtigen Standpunkt der Nichtanerkennung eines Anſpruches 
auf öffentliche Armenunterſtützung einnimmt, ſo iſt es unmittelbar 
praktiſch von keiner Bedeutung, daß ſie (in Art. 13 des Heimatsgeſ. 
und in Art. 6 und Art. 10, Abf. 3 des Armengeſ.) den Ausdruck 
„Anſpruch“ auf öffentliche Armenunterſtützung gebraucht; man muß 
vielmehr annehmen, daß dieſe Ausdrucksweiſe nur als eine ungenaue 
mit untergelaufen iſt, und daß durch ſie doch bloß die Pflicht zur 
öffentlichen Armenunterſtützung auf Seite der Gemeinde oder ſonſtigen 
öffentlichen Caſſe bezeichnet werden wollte. Ganz gleichgiltig iſt jedoch 
jene unrichtige Ausdrucksweiſe nicht. Fatal iſt ſie ſchon inſoferne, als 
ſie das Ueberſehen eines wichtigen Principienunterſchiedes andeutet und 
den Fundamentalbegriffen der Rechtswiſſenſchaft zuwider läuft; ſie iſt 
aber außerdem auch in ihren praktiſchen Folgen gar nicht unbedenklich. 

Es treibt in der Gegenwart der Zug der Zeit dahin, daß Je⸗ 
dermann alle ſeine Rechte zu erkennen und in allen Beziehungen des 
privaten, des politiſchen und des ſocialen Lebens zur Geltung zu 
bringen ſucht; das Rechtsbewußtſein ſteigt ins Volk hernieder. Es 
läßt ſich dagegen im Grunde auch nichts einwenden; denn es ſoll 
Jedermann von feinen Rechten Kenntniß haben, und der Grundſatz: 
„Jedem das Seine“ ſoll im Leben verwirklicht werden. Allein dabei 
liegt eine Gefahr ſehr nahe, nämlich die Gefahr, daß beſonders die 
unteren Bevölkerungsclaſſen über die ihnen zuſtehenden Rechte falſche 
Vorſtellungen erhalten; und dieſe Gefahr iſt um ſo größer, als das 
Rechtsbewußtſein, ſelbſt wenn es nur ein vermeintliches Recht betrifft, 
eine unermeßliche Macht und Energie verleiht. Ein Menſch, der auf⸗ 
richtig, wenn auch irriger Weiſe überzeugt iſt, ein Recht zu haben 
und in dem Anſpruche auf Gewährung dieſes Rechtes verletzt zu 
werden, wird in der Tiefe ſeines Weſens aufgeregt; ſein Inneres 
empört ſich gegen die ihm widerfahrende Ungerechtigkeit, und er iſt 
bei jedem Verſuch, ſich Gerechtigkeit zu verſchaffen von der Kraft und 
dem Siegesvertrauen ſeiner gerechten Sache getragen. An leichtfertigen 
oder auch gewiſſenloſen Agitatoreu, welche den unteren Bevölkerungs⸗ 
claſſen unrichtige Vorſtellungen über ihre Rechte beizubringen und 
mundgerecht zu machen ſtreben, fehlt es bekanntlich nicht, und der 
Staat hat alle Urſache, ſolchen Beſtrebungen nicht nur durch polizei⸗ 
liche Beſchränkungen der Rede⸗ und Preßfreiheit, ſondern ganz vor⸗ 
züglich auch durch richtige Belehrung entgegenzutreten. Wie iſt es 
aber, wenn der Staat in ſeiner eigenen Geſetzgebung ſolche unrichtige 
Vorſtellungen über die Rechte und Anſprüche der unteren Volksclaſſen 
verbreitet? Und in der That iſt das Wort von einem Anſpruche auf 
öffentliche Armenunterſtützung von großer ſocialiſtiſcher Tragweite. 
Wird zugegeben, daß jeder Hilfsbedürftige einen Anſpruch auf Armen⸗ 
unterſtützung hat, ſo folgt daraus, daß der Staat für das ökonomiſche 
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Wohl der Staatsangehörigen verantwortlich iſt; es folgt daraus, daß 
jeder Staatsangehörige, wenn er durch eigene Schuld oder durch Un⸗ 
glücksfälle ökonomiſch heruntergekommen iſt, vom Staate oder von der 
Gemeinde ein gewiſſes Maß von Wohlſtand und Genuß fordern kann, 
und damit iſt der ſocialiſtiſchen Theorie der Rechtsboden eingeräumt, 
auf welchem dann nur noch darüber geſtritten werden kann, in welchem 
geringeren oder größeren Maße das Recht gegen den Staat oder die 
Gemeinde oder gegen die beſitzenden Claſſen zur Geltung gebracht 
werden ſolle. 

Aus dieſen Gründen iſt es zu tadeln und zu bedauern, daß 
unſere Geſetzgebung den Ausdruck „Anſpruch auf öffentliche Armen⸗ 
unterſtützung“ gebraucht; und dagegen iſt hervorzuheben, daß im nord⸗ 
deutſchen Armengeſetze, nämlich im Geſetze vom 6. Juni 1870 über 
den Unterſtützungswohnſitz, jener Ausdruck wohlweislich und ganz cor⸗ 
rect nicht gebraucht, vielmehr immer nur von der Pflicht der Armen⸗ 
unterſtützung geſprochen wird.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Einbringung von Rückſtänden der ehemaligen Dominien an 
die beſtandenen Bezirkscaſſen liegt der politiſchen Behörde ob. 


Auf die Verjährung der Forderungen der Bezirkscaſſen (und 
deren Rechtsnachfolger) gegenüber den ehemaligen Dominien hat 
das Privatrecht (a. b. G. B.) keinen beſtimmenden Einfluß. 


Entſcheidungen, in denen eine Kirche als Partei vorkommt, werden 
der Pfarrvorſtehung, ben eckt e dem Pfarrer dieſer Kirche 
zugeſtellt. 


Die Dominien im Gebiete der ehemaligen Bezirksobrigkeit R. 
oder vielmehr diejenigen Dominien, welche in dieſem politiſchen Bezirke 
Unterthanen hatten, mußten zu den Straßen⸗ und Brückenbauten der 
Gemeinden Concurrenzbeiträge leiſten. Für den Bezirk R. waren dieſe 
Beiträge durch die Bezirksobrigkeit unterm 4. November 1849 genau 
der Ziffer nach repartirt und vom vormaligen Kreisamte J. zur Ein⸗ 
hebung angewieſen, wurden aber mit Hinblick auf die Erläſſe des k. k. 
Miniſteriums des Innern vom 3. Juli 1849, 3. 13.560, und des 
k. k. Handelsminiſteriums vom 30. October 1849, Z. 5561, wonach 
die aushaftenden Straßen⸗ und Waſſerbauconcurrenzbeiträge der Do⸗ 
minien und Zehentobrigkeiten ohne executive Eintreibung ſo lange in 
Evidenz gehalten werden ſollten, bis die Zahlungspflichtigen durch die 
Anweiſung von Vorſchüſſen oder Renten auf die auszumittelnde Ur⸗ 
wee zahlungsfähig geworden ſeien, nicht ſogleich ein⸗ 
getrieben. 

Inzwiſchen faßten die Gemeinden des politiſchen Bezirkes R., 
und zwar am 10. Jänner 1850, den, auch von der Bezirksbehörde 
genehmigten Beſchluß, dieſe ihre Forderung den Dominien der Stadt 
O., reſpective einer Bau⸗Unternehmung in O. zu widmen, welche, um 
den Sitz des Gerichts- und Steueramts in O. zu erhalten, dort ein 
Neugebäude aufführte. 

Das fragliche Neugebäude ward hergeſtellt, indeſſen die Ein⸗ 
bringung der gewidmeten Forderung blieb aus allerlei Gründen liegen. 
Endlich im Jahre 1870 trat die Bau⸗Unternehmung von O. bei der 
Bezirkshauptmannſchaft mit der Bitte auf, die in Rede ſtehende For⸗ 
derung von den ehemaligen Dominien, reſpective deren Rechtsnachfol⸗ 
gern (Sitze der ehemaligen Dominien) einzubringen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft betrachtete dieſe Forderung als dem 
öffentlichen Rechte angehörig und verhielt daher in der Erwägung, 
daß die Forderung längſt fällig, die Repartition geſchehen ſei und die 
repartirten Beträge zur Einhebung ordnungsgemäß angewieſen ſeien, 
mit Hinblick auf die kaiſerliche Verordnung vom 20. April 1854, 
R. G. Bl. Z 96, die concurrirenden Dominien zur Zahlung der 
entfallenden Quoten. l 

Unter dieſen ehemaligen Dominien befand ſich auch die Kirche 
zu St. P., für welche der Pfarrvorſtehung St. P. die Entſcheidung 
zugeſtellt wurde. Letztere recurrirte und machte geltend, daß die For⸗ 
derung in Frage längſt verjährt ſei, daß die Pfarrvorſtehung St. P. 
nicht das ehemalige Dominium repräſentire und daß das Amtsgebäude 
in O. das Pfarramt gar nicht intereſſire. 

Indeſſen die Recursinſtanz (ſteiermärkiſche Statthalterei) gab 
unterm 21. Februar 1872, 3. 1848, dem Recurſe in der Erwägung 


keine Folge, „daß die fraglichen Beiträge nicht aus dem Titel der 
Concurrenz zu dem Baue des Amtsgebäudes in O. zu leiſten ſeien, 
ſondern ſich als zur beſtandenen Bezirkscaſſe in R. rückſtändige 
Concurrenzbeiträge zu Straßen- und Brückenbaukoſten darſtellen, welche 
gemäß der von der beſtandenen Bezirfsobrigfeit in R. am 4. No⸗ 
vember 1849 verfaßten und vom ehemaligen Kreisamte in J. am 
9. December 1849 unter gleichzeitiger Ertheilung der Einhebungs⸗ 
bewilligung genehmigten Repartition zu Recht beſtehen und bereits 
zur Zeit der erfolgten (1850) und behördlich genehmigten (1852) 
Widmung zum Zwecke des Amtsgebäudes in O. zu Recht beſtanden 
haben, welche endlich als öffentlich rechtliche Leiſtungen nicht verjährt 
ſeien und deren Einbringung als Bezirkscaſſeruckſtände der politiſchen 
Behörde obliege. 

Die von der Pfarrvorſtehung St. P. erhobene Einſprache gegen 
die Heranziehung des Pfründenvermögens zur Leiſtung von das Kirchen⸗ 
vermögen treffenden Zahlungen werde als unbegründet zurückgewieſen, 
da nur die Kirche St. P. als zahlungspflichtig erklärt worden ſei 
und die Entſcheidung (das Erkenntniß) der Pfarrvorſtehung, welche 
wegen Berichtigung der das Kirchenvermoͤgen treffenden Beiträge das 
Weitere zu verfügen habe, hätte zugeſtellt werden müſſen“. E. 


Zur Frage, ob ein nach früheren Geſetzen erworbenes Landes⸗ 

Fabriksbefugniß von der Witwe des Befugnißbeſitzers unter 

dieſem Titel auf Grundlage des $ 59 der Gewerbeordnung fort⸗ 
geführt werden dürfe. 


Der Liqueurfabrikant Joſeph G. in P., Beſttzer eines Landes⸗ 
Fabriksbefugniſſes, ging mit Tode ab. Der dortige Magiſtrat forderte 
nun die Gattin des Verblichenen, Katharina G., auf Grund des § 59 
der Gewerbeordnung auf, ob ſie unter Anderem die Erzeugung von 
Liqueur, Alkohol, Punſchmaſſe und Eſſig nach ihrem Gatten fortzu⸗ 
führen beabſichtige. 

In Folge deſſen meldete Katharina G. als Witwe und Erbin nach 
ihrem Ehegatten an, daß fie das vom Letzteren erwirkte förmliche Lan des⸗ 
Fabriksbefugniß in dem bisherigen Locale und unter der bishe⸗ 
rigen protokollirten Firma „Joſeph G.“ fortführen werde. Gleichzeitig 
ſtellte ſie die Bitte, es möge ihr die diesbezügliche Verſtändigung zu⸗ 
geſtellt, die Umſchreibung des Erwerbſteuerſcheines auf ihren Namen 
veranlaßt und zugleich die Bemerkung, daß das Geſammtgeſchäft unter 
der bisher beſtandenen Firma zur handelsgerichtlichen Einregiſtrirung 
gelangen wird, zur Kenntniß genommen werden. Katharina G. hatte 
ihrem Einſchreiten ein Amtszeugniß des Landesgerichtes in P. beige⸗ 
ſchloſſen, aus welchem erſichtlich wurde, daß Joſeph G. ſeine Ehe⸗ 
gattin gemeinſchaftlich mit ihren drei Söhnen teſtamentariſch zu Erben 
des Geſchaͤftes, der Utenſtlien ꝛc. eingeſetzt hat. 

Der P. . . . er Magiſtrat legte jenes Einſchreiten der Statt⸗ 
halterei zur Schlußfaſſung vor und ſtellte den Antrag auf Abweiſung, 
weil das Landes-Fabriksbefugniß des Joſeph G. als ein rein perſön⸗ 
liches Befugniß mit deſſen Tode erloſchen ſei und nach der Gewerbe⸗ 
ordnung vom Jahre 1859 nicht mehr verliehen werde; zudem nach 
§ 59 G. O. der Erbe, und nach der Finanzminiſterialverordnung 
vom 27. November 1860, R. G. Bl. Nr. 265, die Witwe, wenn 
ſie das Gewerbe des Erblaſſers, beziehungsweiſe des verſtorbenen Ehe⸗ 
gatten fortführen wolle, dasſelbe auf ihren Namen neu anzumel⸗ 
den habe. 

Die Statthalterei hat hierüber die gutächtliche Aeußerung der 
Handels- und Gewerbekammer eingeholt, welche unter Hinweiſung auf 
Abſatz VI und III des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung 
der Anſchauung des Magiſtrates von P. beitrat und hinzufügte, daß 
von einer Fortführung des in Rede ſtehenden perſönlichen Landes⸗ 
befugniſſes auch darum keine Rede ſein könne, weil die Witwe laut 
der teſtamentariſchen Beſtimmung ihres Gatten das Gefhäft in Ge⸗ 
ſellſchaft ihrer Söhne zu betreiben hat. 

Die Statthalterei entſchied hierauf im Sinne der Handels⸗ 
und Gewerbekammer und ſprach fomit aus, daß die Witwe Katharina 
G. ſofort den Betrieb der Erzeugung der Sptrituoſen, ſowie der ein⸗ 
zelnen Niederlagen anzumelden habe. Erſt dann und nach der Erwerb⸗ 
ſteuer⸗Vorſchreibung, ſowie nach erfolgter Firmaprotokollirung könnte 
um die Ertheilung der Auszeichnung nach §61 der Gewerbeordnung, 
unter Nachweiſung der Bedingungen, eingeſchritten werden. Schließlich 
wurde der Magiſtrat zur entſprechenden Amtshandlung nach Vorſchrift 
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des Decretes der Commerz⸗Hofcommiſſion vom 8. Februar 1817 
(pol. Geſ. S. Band 45, Nr. 24, pag. 51) aufgefordert. 

Katharina G. hat gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung den. 
Miniſterialrecurs eingebracht, worin fie die Abſatze VI und III der 
Gewerbeordnung, ſowie den § 59 zu ihren Gunſten zu interpretiren 
ſuchte. Es wurde in dieſer Richtung von ihr behauptet, die Verord⸗ 
nung vom 20. Juli 1811 für Böhmen habe der Witwe die Fort⸗ 
ſetzung des Perſonalgewerbes ihres verſtorbenen Gatten mit der Be⸗ 
merkung geftattet, daß ſie hiezu nicht einmal eines neuen Befugniſſes 
bedarf. Demnach könne nicht behauptet werden, daß das erwähnte 
Landes⸗Fabriksbefugniß mit dem Tode ihres Gatten erloſchen ſei. 
Auch das Geſetz vom 29. Juni 1868, R. G. Bl. Nr. 85, 87, ad 2 
ſchreibe vor, daß derartigen, in die Kategorie der Großinduſtrie ran⸗ 
girenden Unternehmungen keine Störungen gegeben und nur die Er⸗ 
werbſteuerpflichtigkeit bemeſſen und beziehungsweiſe die Umſchreibung 
des Erwerbſteuerſcheines veranlaßt werde. * 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 13. Jaͤnner 1872, 
3. 18.347 —1871, der Berufung der Katharina G. gegen die Statt⸗ 
halterei⸗Entſcheidung keine Folge gegeben. 

Anmerkung des Einſenders: 

Die Minorität der Votanten im Miniſterium des Innern war 
der Anſicht, daß die genannte Witwe berechtiget ſei, das Landes⸗ 
Fabriksbefugniß ihres verſtorbenen Ehegatten, inſolange ſie nicht zu 
einer zweiten Ehe ſchreitet, fortzuführen, weil gemäß Art. VI des 
kaiſerlichen Patentes vom 20. December 1859, Nr. 227 R. G. Bl, 
die Gewerbsberechtigung des Joſeph G. mit allen damit nach den 
früheren Gewerbevorſchriften verbundenen Rechten ungeachtet der Wirk⸗ 
ſamkeit der neuen Gewerbeordnung aufrecht verblieben und auch das 
der Witwe nach den älteren Vorſchriften zukommende Recht der Fort⸗ 
führung des Gewerbes nach dem Tode des Ehegatten nicht erloſchen 
ſei. Insbeſonders wurde hiebei auf die Beſtimmungen des Abf. 1 des 
Hofkanzleidecretes vom 9. December 1824, 3. 35.822 (böhm. Gub. 
G. S. Band 7, S. 95), hingewieſen. Wenn es ſich um eine Spiri⸗ 
tuoſenfabrik handeln würde, welcher nach § 61 der Gewerbeordnung 
dieſe Auszeichnung zugeſtanden worden wäre, ſo hätte die Witwe 
allerdings nach $ 59 ebendort das Gewerbe neu anmelden müſſen; 
allein da es ſich um ein nach der früheren Gewerbegeſetzgebung ver⸗ 
liehenes Fabriksbefugniß handle, ſo müſſe dasſelbe nach den früheren 
Vorſchriften beurtheilt, daher deſſen Fortführung der Witwe, ſo lange 
ſie nicht zu einer neuen Ehe ſchreitet, geſtattet werden. M. 


Motiz. 


(Ueber die Fähigkeit der auf einer Pfarre angeſtellten, dann 
der Ordensgeiſtlichen überhaupt zur Abſchließung von Rechts⸗ 
geſchäften.) Das a. b. G. B. enthält zwar einige Beſtimmungen, welche Ordens⸗ 
perſonen von der Ausübung einzelner Privatrechte ausſchließen, ſo im § 192 von der 
Uebernahme einer Vormundſchaft, im § 573 von der Errichtung letztwilliger Anord⸗ 
nungen, es findet ſich jedoch in demſelben keine Beſtimmung, welche ſie überhaupt für 
unfähig zum Abſchließen von Verträgen insbeſondere vermögensrechtlichen Verträgen 
erklärt. Auch ſind im § 865 des a. b. G. B., wo die Perſonen, welche zum giltigen 
Abſchließen eines Vertrages unfähig ſind, aufgezählt werden, die Ordensgeiſtlichen 
nicht erwähnt, denn ſie hängen für ihre Perſon von keinem Curator ab, wie denn 
gleichfalls der § 182 des kaiſerlichen Patentes vom 9. Auguſt 1854, R. G. Bl. 
Nr. 208, von keiner Curatelverhängung über Ordensgeiſtliche im Sinne des § 270 
des a. b. G. B. ſpricht und der § 270 Ordensgeiſtliche nicht nennt. Endlich ſprechen 
anderweitige einſchlägige Verordnungen den Ordensgeiſtlichen die Berechtigung zum 
Vertragabſchließen nicht ab. Die Hofdecrete vom 23. März 1809, Nr. 887, und vom 
27. April 1826, Nr. 1235 J. G. S., erklären allerdings, daß Ordensmitglieder nicht 
berechtigt ſind, Vermögen zu erwerben oder darüber zu verfügen, anch dann nicht, 
wenn der Orden ſelbſt zum Vermoͤgenserwerbe ermächtiget würde, das Hofdecret vom 
13. Juni 1793 unterſagt auch den Gerichten, von Ordensperſonen Klagen anzu⸗ 
nehmen, allein jene Deerete (Hofdecret vom 21. April 1786, J. G. S. Nr. 542) 
nehmen von jener Beſchränkung ſolche Ordensperſonen aus, welche in Folge ihrer An⸗ 
ſtellung als Pfarrer, Capläne u. ſ. w. eine ſelbſtſtändige Stellung bekleiden. Der 
Ordensgeiſtliche, insbefondere der außerhalb des Kloſters auf einer Pfarre angeſtellte, 
iſt genöthiget, ſchon wegen ſeines Lebensunterhaltes, der Beſorgung der Wirthſchaft 
u. ſ. w. zahlreiche Verträge aller Art abzuſchließen, welche immer als rechtsgiltig 
betrachtet ſind, er hat alſo die Fähigkeit, Rechtsgeſchäfte einzugehen und eine Beſchrän⸗ 
kung dieſer Fähigkeit iſt im Geſetze nirgends ausgeſprochen. (Oberſtgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung vom 30. November 1871, 3. 6446.) > 


u | Verordnungen. 


auf en wenn fie für länger als auf die Dauer elues Jahres erlegt 
werden. 

Im Vernehmen mit den Miniſterten des Innern, der Justiz, des Handels, 
des Ackerbaues, für Cultus und Unterricht, dann für Landes svertheidigung u 
verordnet: 

Auf Ueberbringer lautende Staatsſchuldverſchreibungen, welche als Cautionen 
für vertragämäßige Lieferungen und Leiſtungen an die Staatsverwaltung (Geſchäfts⸗ 
eautionen) gewidmet werden, können, wenn die bezüglichen Verträge auch auf länger 
als auf die Dauer Eines Jahres abgeſchloſſen werden, von nun an auch für, die ganze 
Dauer des Vertrages ohne förmliche Vincullrung bei den betheiligten Caſſen aufbe⸗ 
wahrt werden. 

Hiemit wird das Hofkammerdecret vom 13. Auguſt 1830 (niederöſterreichiſche 
Provinzial⸗Geſetzſammlung, Band 12, Seite 533) aufgehoben und das Hofkammer⸗ 
deeret vom 20. Februar 1836 (politiſche Geſetzzammlung, Band 64, Seite 395) 

abgeändert. 
Das für den einjährigen Cautionserlag beſtehende Verfahren ift ſomit auch 
auf die Geſchäftscautionen, die für länger als ein Jahr erlegt werden, anzuwenden. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landes vertheidigung vom 2. Februar 1872, 
Z. 1209/25 II, betreffend Anweiſungen hinſichtlich des militäriſchen Dienſt⸗ 
verhültniſſes und der Evidenzhaltung der Urlauber und Reſervemänner. 


Ueber von den Militärbehörden geſtellte, zur Entſcheidung vorgelegte, die Aus⸗ 
führung der Inſtruction über das militäriſche Dienſtesverhältniß und die Evident⸗ 
haltung der Urlauber und Reſervemänner betreffende Anfragen: 

1. ob und unter welchen Bedingungen die nach den bisherigen Vorſchriften 
krankheitshalber auf eine beſtimmte Zeit zu beurlaubenden Perſonen des Mannſchafts⸗ 
ſtandes künftighin mit Militärpäſſen betheilt, d. h. dauernd beurlaubt werden kön⸗ 
nen, und 

2. wer zur Ausſtellung der Militärpäſſe für jene Recruten berufen iſt, welche 
nach dem Tage der regelmäßigen Einreihung im Delegirungs⸗ oder Reguiſttionswege, 


k. k. Reichskriegsminiſterum mit der an fämmtliche General- und die betreffenden 
Militärcommanden unterm 22. Jänner l. J., 3. 166, Abth. 2, erlaſſenen Circular⸗ 
verordnung Folgendes verfügt: 

ad 1. Die nach $ 14 J „Anmerkung“ der proviforiſchen Vorſchrift zur Super⸗ 
arbitrirung der Mannſchaft und dem Reſeripte vom 8. Juni 1870, Abth. 2, Nr. 3223, 
krankheitshalber zur Beurlaubung gelangenden Perſonen des Mannſchaftsſtandes ſind, 
wenn die chefärztlich beantragte Urlaubszeit die Dauer von drei Monaten nicht über⸗ 
ſchreitet, nur in dem Falle unmittelbar dauernd zu beurlauben, als ſie vor Ablauf der 
gedachten Zeit in den Anſpruch auf die dauernde Beurlaubung nach der Reihe des 
Dienſtalters treten. 

Lautet jedoch der chefärztliche oder Antrag der Superarbitrirungscommiſſion 
auf einen längeren als dreimonatlichen Urlaub, ſo hat die dauernde Beurlaubung 
unmittelbar zu erfolgen, wenn vor Ablauf der gedachten Urlaubszeit entweder die 
Betreffenden in den Anſpruch auf die dauernde Beurlaubung nach der Reihe des 
Dienſtalters gelangen, oder die Einberufung eines Erſatzes zur Deckung des Abganges 
im Präſenzſtande nach den diesfalls beſtehenden Vorſchriften zuläſſig wird. 

ad 2. Die Beſtimmung des § 89: 4 der Inſtruction zur Ausführung der 
Wehrgeſetze wird dahin erweitert, daß jenen Recruten, welche nach dem Tage der 
regelmäßigen Einreihung im Delegirungs⸗ oder Requiſitionswege, oder auch bei der 
zuſtändigen Stellungscommiſſion zu fremden Truppenkbörpern ohne Unterſchied der 
Waffengattung aſſentirt, gleichzeitig eingereiht und vom Aſſentplatze dauernd beur⸗ 
laubt werden, die Militärpäſſe von dem Ergänzungsbezirks⸗Commando auszuſtellen 
und im Namen des betreffenden Truppenkbörpers zu unterfertigen find. 

Die Eintragung der inzwiſchen offen bleibenden Rubriken des Militärpaſſes, 
welche, wie z. B.: Unterabtheilung und Grundbuchsblatt⸗Nummer, dem Ergänzungs⸗ 
bezirks⸗Commando bekannt ſein können, veranlaßt der ſtandeszuſtändige Truppenkörper 
auf die im § 25, Punkt 2 und 3 der erſtgenannten Inſtruction vorgezeichnete Art. 
Bei dieſer Gelegenheit fand das Reichskriegsminiſtertum anläſſig der gemachten Wahr: 
nehmung, daß die Militärpäſſe nur unvollſtändig und nicht mit der erforderlichen 
Genauigkeit ausgefüllt werden, namentlich aber bei Feſtſtellung der Evidenz, Zuſtän⸗ 
digkeit willkürlich, ohne Rückſicht auf die diesfälligen Grundſätze des § 14 der In⸗ 
ſtruction vorgegangen wird, auf die im § 11, Punkt 3 ausgeſprochene Verantwortlich⸗ 
keit der Ausſteller für die deutliche, correcte und vollſtändige Eintragung aller Daten 
hinzuweiſen. 
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Verordnung des Finanzminiſteriums vom 31. Jünner 1872, betreffend die Seine Majeſtät haben dem Sectionschef und Generaldirector für Poſt⸗ und 
Behandlung der zu Geſchaftscautionen gewidmeten Staatsſchuldverſchreibungen] Telegraphenangelegenheiten im Handelsminiſterium Dr. Vincenz Freihern Mal y 


oder auch bei der zuſtändigen Stellungscommiſſion zu fremden Truppenkbörpern aſſen⸗ Der Finanzminiſter hat den Oberamtöbirector des Prager Hauptzollamtes, 
tirt, gleichzeitig eingereiht und vom Aſſentplatze dauernd beurlaubt werden, hat das p Dberanttäintesfge: BEE BIN, DELHRUN 


Perſonalien. 


v. Vevanovic anläßlich der Penſionirung desſelben die a. h. Zufriedenheit aus⸗ 
drücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Handelsminiſterium Karl 
Faukal bei deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen 
und dem mit Titel und Charakter eines Miniſterialrathes ausgezeichneten Sections⸗ 
rathe und Director des Poſtbureau Anton Hoffmann Ritter v. Oſtenhof aus 
demſelben Anlaſſe die a. h. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialrath im Handelsminiſterium Wilhelm 
Kolbenſteiner zum Sectionschef und Generaldirector für Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
weſen, dann die in demſelben Miniſterium mit Titel und Charakter von Miniſterial⸗ 
räthen bekleideten Sectionsräthe Friedrich Leeder und Franz Pilhal, 
Sectionsräthe Franz Arnt und Franz Charwat u Miniſterialräthen, die mit 
Titel und Charakter von Sectionsräthen bekleideten inifteriaffecretäre Karl Ritter 
v. Pugwald, Wilhelm Dewez und den Oberpoſtrath und Vicedirector des Poſt⸗ 
bureau Michael Behringer zu Sectionsräthen (letzteren zugleich zum Director des 
Poſteursbureau) ernaunt und den Minifterialfecretären in dieſem Minifterium Theodor 
Taulow Ritter v. Roſenthal und Karl Haardt v. Hartenthurn den Titel 
und Charakter von Sectionsräthen verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem erſten Oberfinanzrathe der mähriſchen Finanz⸗ 
landesdirection Wilhelm Czerny bei deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrakhe der Salzburger Landesregierung 
Adolf Stein hauſer den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe, dann dem Bezirks⸗ 
commiſſär und Hilfsämterdirector daſelbſt Dagobert Pröll den Titel eines kaiſerl. 
Rathes, beiden taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Obereinnehmer des Hauptzollamtes in Wien, 
kaiſerl. Rathe Leander Beck das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter von Budua Elias Raceta das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Dr. Friedrich de Draganic⸗Veranz io zum 
Director des Krankenhauſes in Sebenico ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Primararzt der Kranfenanftalt Rudolf⸗ 
Stiftung“ in Wien Dr. Albert v. Moſetig in gleicher Eigenſchaft in das Wiedener 
Krankenhaus überſetzt und die Primararztſtelle in der „Rudolf⸗Stiftung“ dem Dr. 
Albin Kumar verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkshauptmann zweiter Claſſe Anton 
Guſtav Müller zum Bezirkshauptmann erſter Claſſe in Böhmen ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Dr. Wenzel Kliepera, l. f. me 
in Brünn, zum ordentlichen Mitgliede des Landes⸗ Sanititerathes bei der k. k. 
Statthalterei ernannt. 


dann die 


mähr. 


ernannt. 


Erledigungen. 


aden e und zwar Oberbergeommiſſäre mit 1800 fl. und 
1600 fl. jährlichen Gehalt, Bergeommiſſäre mit 1400 fl. und 1200 fl., Adjuncten 
mit 1000 fl., 800 fl. und 600 fl. Jahresgehalt, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 58.) 

Ingenieursſtelle erſter Claſſe in Schleſien mit 1100 fl., eventuell Ingenieurs⸗ 
ſtelle zweiter Claſſe mit 1000 fl Jahresgehalt, dann Bauprakticantenſtelle mit 400 fl. 
Adjutum, bis 10. April. (Amtsblatt Nr. 54.) 

Kanzleiofficialsſtelle bei der niederöſterreichiſchen Finanzlandesdirection mit 
700 fl. eventuell 600 fl. oder 500 fl., und eventuell 150 fl. Quartiergeld, bis Ende 
März. (Amtsblatt Nr. 54.) 

Statthaltereiconcipiftenftelle im Küftenlande, eventuell Bezirkscommiſſärsſtelle 
mit 800 fl. Gehalt und im Falle der Verwendung in Trieſt mit 200 fl. Quartiergeld, 
bis 25. März. (Amtsbl. Nr. 55.) 

Concipiſtenſtelle bei der ſchleſiſchen Landesregierung für die ſchleſiſche Landes⸗ 
Schulbehörde mit 800 fl. Gehalt, bis 25. März. (Amtsbl. Nr. 57.) 

Für den Staatsbaudienſt in Niederöſterreich find mehrere Beamtenſtellen erle⸗ 
digt, und zwar: eine Baurathsſtelle mit 1800 fl. Gehalt und 350 fl. Quartiergeld 
jährlich, eventuell eine Oberingenieursſtelle mit 1500 fl. oder 1300 fl. Jahresgehalt 
und 300 fl. Quartiergeld; einige Ingenieursſtellen mit 1100 fl. und 1000 fl. Gehalt 
und im Falle der Verwendung in Wien mit 200 fl. Quartiergeld; einige Bau⸗ 
Adjunctenſtellen mit 800 fl. und 700 fl. Jahresgehalt und im Falle der Verwendung 
in Wien mit 150 fl. Quartiergeld, bis 12. April (Amtsbl. Nr. 58.) 

Czernowitzer Magiſtratsbeamtenſtellen, als: 

zwei Rathsſtellen mit je 1600 fl. Gehalt, 

eine Secretärsſtelle mit 1000 „ 
e) „ Concipiſtenſtelle „ 900 „ 
zwei Concipiſtenſtellen mit je 800 fl. Gehalt, 
eine Bau⸗Adjunctenſtelle mit 800 „ 

9 Bau⸗Acceſſiſtenſtelle 

bis 10. April. (Amtsbl. Nr. 58.) 

Forſtmeiſtersſtelle in Salzburg erſter Gehaltsclaſſe mit 945 fl. und eventuell 
zweiter Gehaltsclaſſe mit 840 fl., dann eventuell eine Forſtamtsadjuncten⸗ oder 
Förſtersſtelle erſter Gehaltsclaſſe mit 630 fl. oder zweiter Gehaltsclaſſe mit 528 fl., 
alle mit Naturalwohnung oder 10perc. Quartiergelde, Holzgelde und Pauſchale; dann 


eine FJerſtprakticantenſtelle mit 1 fl. bis 1 fl. 30 kr. Taggeld, bis 15. April. 
blatt Nr. —!: .. % ⅛ ct., ß et. ee 
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Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


